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Der CASTOR-Transport tgW
- Demonstrat¡onm und Polizeieinsätze

von Wolf-Dieter Narr

Das 'Komitee für Grundrecbte und Dernokratie' hat mit minde'
stens einem Dutzend Teilnehmenden d€n dialdrtischen Prozeß nvi-
schen CASTOR-Transport, Polizei und Demonstrierenden vom
2t.2. bis zum 5.3.97 ¡à¡aôntet.l Über deren Beobachfungèn hin-
aus sti¡tzt sich die folgende Analyse auf Presseerklârungen des Di-
rektorc der Polizei bei der Bezirksregierung Lüneburg; auf die
Pressebericht€rstattung während des einschlägigen Zeitraums; au!
Berichte von Psstorinnen und Pastoren in Lüchow-Dsnnenberg¿
und auf Beobachtungen und Auskünfte von Anwältinnen und An-
wälten, die sich z.T. vermittelnd in das zwischen Demonstrations-
teilnehmerinnen und -teilnehmern und Polizeibe¡mtinnen und -be'
amten wogende Geschehen einmischten.

In aller Regel dürfeo Auseinaodersetã¡ngen avischen Polizei und Bürgerin-

nen und Bürgern anläßlich einer Demonstration nicht eus dem demonstrati-

ven Geschehen und den darauf bezogenen Aktionen und Re-Aktionen dèr

Polizei beurteilt werden, Man muß die Voreinstimmungea kennen, wie sie i!
Äußerungrn von Vertretern staatlicher Institutionen, von Politikern, von Po-

lizeiverantwortlichen, von seiten derjenigen, die zur Demonstration aufgenr-

fen habør, von Komnent¡ren u.s.w. kenntlich werden' Man muß daräþr
hinnus wissen, worum es den Demonstrierenden geht und wie es an dem Er-
eignis,'dem Vorfall, dem Ä,rgernis oder dem Problem, um dessetwillen de'

monstriert wind, gekommen ist. Die Unmittelbarkeit denonstrativen Gesche-

her¡s k¡nn elso nur zureichend beobachtet und þurteilt werden, wenn ¡uch
der nittelbare Kontext bekannt ist und soanssgeÃ i¡ den beobachtenden

Blick, in die Dioptrienzahl der beobachtenden Brille miteingehen ka¡n. Ge-

rade angesichts gewalthafter Vorfülle im Umkreis von Demonstrationen wird

die konstitutive Bedeutuag des vermitteloden Kontextes bis hin a¡ rechtlichen
Eiostimmungen und speziellen Verboten oder Begren-anngen von Demonstra-

tionen durch sog. Allgemeinverfügungen oft vergessen oder unterschlagen.

Dies frhrr zu verzerteNr $y'ehrnehmungen der Ereignisse und a¡ falschea Be-

urteilungen.

Demonstrative lÞfinitionsmecht der Politik

Gerade in Sachen 'CASTOR' ist es besonders wichtig, dos vorausgehende

Geschehen und die vorausgehenden Versãumnisse um d¿s atomâre Endlager

Gorleþ¡ an bedenker¡. Zur unmittelbaren tnteralüio¡ und Auseinaoderset-

zung zwischen Demonstrierenden und der Polizei/den Polizeien kam es nur,
weil die politische Auseinanderseta¡ng um die strittige Frage 'Atomenergie
ja oder nein' und in deren Konsoguenz'Zwischen-' bav. später 'Endlage-

ruDg' von strahlungskdftigern Atommüll Ja oder nein' zu keinem Zeitpunkt
ausreicheúd geführt worden ist. Die Debatte ist reprãsentetiv einseitig abge-

brochen worden.

Vor atlem die zugtãndige Buodesregierung dräckte den Traasport rechtlich

gesichert durch, ohne ihre politischiemok¡atische Pflicht a¡ bedenken ge-

schweige denn ihr zu genÍigen und sich mil einer þtrãchtlichen Minderheit

der Bevõlkerung, nicbr a¡letzt im betroffenen Bezirk Lüneburg' mit langem

zeitlichem Atem ausreichend auseinander- und das heißl argumentativ tiber-

zeugend zusammena¡setzen. Ein weiteres Moratorium hãtte kein Risiko in

sich geborgen. Die demokratische Kunst der r angsamkeit håtte geäbt werden

können. Der 'sachzwang Zwischenlagerung in Gorleben jetzt' ist staatlicher-

seits interessiert produziert worden. Er besteht in dpr S¿che nicht- Diese

Feststellung gilt, selbst dann wenn man das Argument ¿uslâßt, daß auch die

'Sache' der Atomenergie mitnichten energiepolitisch erãvungen wird und

endere, weaiger unstritteoe rmd angsterregende V¿rianten einer Energiever-

sorg,,ng der Bundesrepublik zur Verfügung stehen.

Mit ¡nderen Worten, bei diesem dritten CASTOR-Transport ging die Bun-

desregierung mit Hilfe der landesregierung Niedersachen, die wiederum

Bundesgrenzschutz (BGS) und oadere f;nderpolizeien a¡ Hilfe rief, d¡rauf
eus, eine politisch einseitige Entscheidung polizeilich durchzusetzen. Statt

Politik: Polizei. Somit war von vornherein klar, daß die Polizei nicht primãr
.las Grundrecht auf Demonstration schützen und vor gewaltñrmigem

Ausufern bewahren sollte. Søtt dessen diente sie einer politischen Demon-

stration des Durchsetzungsvermögens regierungsamtlicher Entscheidungen.

Politisch-regierungsamtliche Demonstration durch polizeilich stellveftretende
I Komitee für Grundrechte und Demokratie (Hg.), Mit Staatsgewalt gegen Bürgerin-
ncn und Bürger. Der 3.CASTOR-Transport, erscheint Ende Juni 199?
2 K¡itzkoteifP./\ly'olters, H.-J. (Hg.), tiêrichtc von Påstorinnen und P¿storen in
Lüchow-Dannenberg zum Atommülltr¡nspo¡t im Mirz 1997
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Gewalt stand so vôn vornherein gegen die politisch-bûrgerliche Demonstra-
tion. Die Konfrontation war bewußt und gewollt angelegt.

Eigentümlichkeiten der Demonstrationslorm

Das doppelt demonstrative Geschehen rund um Gorleben kann nur verstan-
den werden, wenn nran sich die eigentümlichen Bedingurigen dieses Demon-
strationstyps klarmacht.
Schon Groß-Demonstrâtionen, an denen Tausende von Bürgerinnen und Bür-
gern teilnehmen, unterscheiden sich qualiøtiv erheblich von Demonstratio-
nen mit einer Teilnehmerzahl weit unter der Tausenderschwelle. Sie entfalten
in aller Regel eine andere Dynamik. Das je nach DemonstrationsgegensÍand,
Demonstrationsanlaß, Kontext, Teilnehmenden an einer Demonstration und
Art von Präsenz, Auftreten und Einsatz der Polizei unterschiedlich vorhan-
dene 'Agressionspotential' wird - wenn überhaupt - in kleineren oder grõße-
ren Demonstrationen erfahrungsgemäß und sozioklgisch erklärbar anders
akrualisiert.
Die Gorlebener Demonstrationen waren beiderseits Massendemoustrationen.
Die teilnehmenden Polizeibeamten und -beamtinnen überwogen nicht selten
dieT-ahl bürgerlicher Gegendemonstranten. Den ca. 30,000 eingesetzen Poli-
zisten entsprachen insgesamt wohl ebenso viele Bürger, jedoch meist viel
weniger massiert und vielerorts sogar in der UnterTahl. Die Eigenart des de-
monstrativen Geschehens rund um Gorleben wi¡d indes durch folgende zu-
sätdiche Merkm¿le gekennzeichnet:
- Die Demonstration zog sigh über mehrere Tage (fast eine ganze Vfoche)
hin*'eg.
- Die Demonstration fand nicht als mehr oder minder larryer Zug zu einem
Zielort statt, sie war vielmehr aufgesplitte* in verschiede¡r große Teildernon-
strationen an unterschiedlichen Orten mit verschiedenen demonstrativen Be-
zugszielen. Das aþr heißt, das demonstrative Geschehen muß insgesamt
nocb. differenzicrter wahrgenommen werden; ein Ablauf hier mußte mitnich-
ten einem Ablaufdort entsprechen.
- Der fehlenden Einheit von Tnit und Ort entsprach die nieht vorhandene
Einheit der teilnehmenden Personen. So groß die Kr¡nslanz insgesamt gewe-
sen ist, so sehr fanden andauernd Austäusche und Mischungen statt und wa-
ren die Teilnehmenden je nach Ort des demonstrativen Geschehens verschie-
den zusammengesctzt.
- Die Teilnah¡ne an den demonstrativen Akten, die sich verschiedenartig über
Tage hinzogen, war durch eine merkwärdige Mischung aus Statik und Dy-
namrk ausgczsichnet. Auf der einen Seite, ausgewiesen durch die verschie-

denen Basislager nahe am Demonstrationsort, besønd Demonstrieren vor al-
lem im l-agerleben, im Stehen oder im Sitzeo am Ort. Aufder anderen Seite
mußten diejenigen, .die das demonstrative Geschehen insgasamt erleben
wollten, dauernd 'aufAchse' sein, da die Entfernungen avischen den demoo-
strativen Knotenpunkten zu Fuß nicht hätten bewãltigt werden kõnnen, Hi¡-
zukommt, daß manche Demonstrationen sich entlang den Eisenbahndlimmen
bewegten.
- Schließlich ist, will nran die Eigenart des demonstrativen Gescbehens rund
um Gorleben verstehen, die lange Geschicbte der Ausei¡andersetzuogen zu
bedenken.3 Selbst der Presseinformation der Bezirksregierung Lünãburga
war als Anhang 'Eine kurze Chronik der letzten 2O Iehre um Gorleþn' bei-
gefügt.

Die 'Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Da¡¡enberg e.V.' isa am 2.3-77
gegründet worden, nachdem die NiedersÃchsische Landesregierung em
22.2.77 Gorleben als -vorläufigen Standort zur Errichtung eines Entsor-
gungszÊntrums" benannt hatte, Diese nun bald eine Generation umfasse¡de
Geschichte, in deren Vedauf viele Generationen demonstrativer Auseinender-
setzungen folgten, besagt u.a., daß nirgendwo der Gegenstand des Streits b€i
jung und alt so bekannt ist wie dort im rrVendland. Auch wenn natürlich nicht
alle ortsansâssigen Búrgerinnen und Bürger einer Meinung sind, so gehört
Gorleben zweifelsohne an der Gegend, wo selbst die demonstrativen Akte
mehr als anderswo fischgleiðh im sympathisierenden Wasser der Regioo
schwimmen. Die Traktor-Demonstrationen zahlreicher Bauern - auch dieses
Mal ein Sonderereignis des demonstrativen Gesamtverlaufs - sind deshalb
kein Zufall. Sie gehõrten zur Eigenart der Demonstrationen auch zwischen
dem?.ß.2. und dem 5.3.97.
Diese ãußerlichen Eigenarten der Demonstration Þsagen insgesamt und von
vomherein, daß diese sich noch weniger über einen Kamm scheren laßt, als
dies bei anderen Großdemonstrationen der Fall ist. Die Art der Anlage ließ
sehr verschiedenes Verhalten beider Seiten - sowohl der Demonstrierenden
wie auch der Polizei - von vornherein'zu.

3 Siehe: Bürgcrrechte & Poliz-ci/ClLlP 6 (2/8O), S. 20ff.; Rucht, D., Vo'n rilhyl nach
Gorleben. Bürgcr.gcgcu Atolnrakcten und nùkleare Entsorgung, München 1980; die
lageszeitung v. ?1.ó.80 (Corlcben Dokumentation); Bürgerinitiative Umwelrschulz
Lüchow-Danncnbcrg (Hg.), 5 Jahrc Gorleben. Beispiele politischer Cewalt gegen
Bürger, 1983
4 Presscerkläru ng v. 2ß.2.97
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Offenbar unvermeidliche Allgemeir¡verfügungen

Sogeaa¡mte Allgemeinverfägurya spielen vor und während Demonstratio-
nen seit langem eine Rolle. Hãufig werden durch solche Allgemeinverfügun-
gen der anständigen kommunalen oder bezirklichen Behõrden bar. Regie-

n¡ngen wenn nicht die Demoastrationen insgesamt verboten, so doch i¡ ih¡en
Routen und Orte so ein- bav. ausgegrenet, daß der Zweck der Denonstration
nahear aufgehoben wird. Denrcnstrationen leben davoo, dafj sie nicht nur
'Aufzäge unter freiem Hirunel' darstéllen, sondern daß die von ihnen ge-

wãhlte¡r Râume/Strafþn/Gebãude/Orte mit dem Deoonstr¡tionsziel eng kor-
respondieren.
Verbote bav. Ein-/Ausgrenzungen von Demonstrationsrouten sind dan¡ ver-
samnlungsrechtlich arlãssig, wenn konkret uûmittelbere Gefah¡en für andere

Schutzgùter drohen, vor allem frlr l-eib rmd Le.ben der Teilnehmenden b¡nv.

der NichþTeilnehmenden. Allerdings darf des Grundrecht auf Demonstration

nicht pauschal aufþr Kraft geseta werden. Eine seb¡ genåue Güterabwãgung

nach dem Verhãltnismãßigkeitsprinzip ist geboten. Den Maßstab der Ver-
hãltnismäßigkeit bilden allem voran die Grundrechte - darunter das demokra-

tisch essentielle Gn¡ndrecht auf Versammli¡ng unter freiem Himnel. Darauf,
daß pauschale Verbote ebenso u¡a¡lässig sind wie der pauschale Orts- und

damit Sinnentzug von Demonstrationsrouten; dsrauf, daß die jeweiligen Ge-

fahrenprognosen gut und besonnen begrùndet werden mässen rmd allem¡l der
hohe Rang des unverkü¡zten Demoostrationsrechtes der Bärgerinnen und
Bürger zu beachien ist; darauf hat das Br¡ndesverfassungsgericht in seinem

Brokdorf-Urteil angesichts der seinerzeit ausgesprochenen Allgenreinverñi-
gung nachdräcklich hingewiese,n.s
Vom dritten bis zum siebten März hatæ die Bezirksregierung Läneburg ein
rËumlich und zeitlich begrenztas Dernonstrationsverbot erl¡ssen. Sie t¡t es ao

Stelle des eigentlich anständigen L¡ndkreises Lüchow-Daonenberg, der sich
weigerte, ein solches Verbot auszusprechen. 'Ðer 100 Maer breite Korri-
dor', i¡ dem Demonstrationen verboter¡ sir¡d, so heißt es in der die amtliche
Bekanntmachung der Allgenninverfügung begleiteoden Presseerkãnrng,
"erstreckt sich auf die Bahnstrecken in Lüneburg und n¡ch Dannenberg, die
für den Transport benötigt werden, das Bahnhofsgebõrde und den Babnhofs-
vorplatz in Lüneburg sowie die Straßen in Lüchow-D¡n.enberg, äber die der
Transport ins Zwischenlager fahren wird. Um die Umladestation ¿6 lnhnhqf
Daonenberg und das Gelände der 'Brennelementelager Gorleben GobH' gilt
das Demonstrationsverbot bis zu 500 Metem".6

5 BerVerfG, Beschluß v. 14.5.85, Az: I BvR 233181 u. 1 BvR 341/El
6 Presse¿rklãrung v. 24.2.97

Auffãllig an dieser Allgemeinverñigung ist nicht nur, daß der zustãndige

l¡ndk¡eis sich weigerte, eine solche an erlassen. Aufñllig ist a¡sätdich, daß

sich die Bezirksregierung (vergleicht man diese lSseitige Allgemeinverfü-
guag mit solclrcn die zuvor ergangen sind) mehr Mähe gibt, ihre Verñgung
an differenzieren und zu begrÍinden. Im¡ner wieder wird, wenn aucb nicht
überzeugend, auf die "strikte Verhältnismãßigkeit' des Verbots hingewiesen.

Dieser trotz aller Kritik begrüße-nswerte Versuch, die Allgemeinverfügung an

entpauschalisieren, ist vermutlich auch die Folge einer vom Verwaltungsge-

richt a¡ Läneburg 199ó rechtskrãftig aufgehobenen Allgemeinverfügung aus

dem Jahr 1995. Das Verwaltungsgericht hatte seinerzeit in striktem Beang

auf das verfassungsgerichtliche Brokdorf-Urteil und die normierende Kraft
der Gnmdrechtsnorm des Grundgesetzes die pauschale Gefahrenbehauptung
der 95er Allgemeinverfügung nachträglich als nicht rechtens erkannt. Auf-
fällig an der Allgemeinverñgung vom 24.2.97 ist schließlich, dies'e Fest-

stellung gilt auch für die meisten anderen Allgemeinverñigungen, daß sie of-
fenkundig in erster Linie präventiven Zwecken dient. Sie soll den polizeili-
chen Einsatdeitungen eine Blankovollmacht geben, Räumungsbefehle und
ñhnliches situationsabhÃr¡gig rmd nach eigenem GutdÍinken aussprechen an

kõnnen. Tatsächlich hielten sich zunãchst und weithin weder die Demonstra-

tionsteilnehmer noch die Polizei an die Allgemeinverfügung. Nur wenn eine

bestimmte Situation gegeben war, griff die Polizei auf die Allgemeinverfü-
gung i.S. einer pauschalen Ermåchtigung zuräck. lnsofern diente die Allge-
meinverfügungen in Gorleben dazu, das Opportunitätsprinzip praktisch krãf-
tig ausanweiten.

Aus den eingangs genannten Gränclen dier¡te der Polizeiei¡satz von vor¡her-
ein daan, nicht das grundgesetztlich verbürgte Recbt auf Demonstrationsfrei-
heit zu schützen, sondern eine einseitige (formal korrekt anstandegekom-

mene) politische Entscheidung mit polizeilichen Mitteln durchzusetzen. Aus

dieser Voraussetzung erwuchs der schiefe Gesamteinsatz der Polizei.

Betrachtet man den Einsatz des BGS, der als Bahnpolizei u¡d faktiscbe Bun-

despolizei präsent war, und den Einsatz der diversen Lãnderpolizeien, so ist

festzustellen, dal] eine polizeilich inszenierte 'Schlacht' nicht sûattgefunden

hat. Die dem Demonstrationsrecht entgegenstehørde Durchsetzungsaufgabe

der Polizei führæ jedoch dazu, dâß in a¡nehmendem Maße Polizeigewalt

über die gewaltige Präsenz der Polizei hinaus aktiv eingesetd wurde und

zrrlar nach Maßgabe der sich zuspitzenden demonstrationswidrigen Aufgabe,

den CASTOR-Transport, komme, was da wolle, erfolgreich zu beenden, not-

falls durchanprügeln. Das von der Polizei vor allem ia der Nacht vom vierten

auf den ñinften März grob verletzte Prinzip der Verhãlhismãßigkeit der
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Mittel erklärt sich auch diesem Umstand. Ohne ei¡zelne polizeiliche Über-
griffe, unnõtige Grobheiten und Prügeleien einzelner Polizisten verharmlosen
an wollen, ist jedoch am Primat der politischea Verantwortlichkeit für den

Verstoß gegen ã"s Prinzip der VerhäItnismãßigkeit uod gegen das Deoon-
strationsrecht festzuhalten. Dieses Primat steht hier eindeutig äber der
gleichwohl vorh¿¡denen polizeilichen Veraotwortuug.

Gewaltfreiheit der Demonstrierenden bildete das
Signum

Íibemagende

Wer die Nacht vom vierten auf den fünften Mãrz am Verladebalmhof Dan-
nenberg zugebracht hat, wird sich des geradezu riberwãltigenden Eindrucks
gewaltfreier Demonstration nicht erwelren kõnnen. Das war io der Tat eine

Demonstration der Gewaltfreiheit sondergleichen.
Dieser dominierende Eindruck am Hõhe- und zugleich auch polizeilich ge-
setlen Endpunkt der Demonstration ist durch die vorüerigen Tage vorberei-
tet worden. Die vielen Hunderte, die den Âufruf 'X-tausendmal quer' unter-
schrieben haben und ihm noch viel umfangreicher demonstrierend gefolgt
sind, haben sich an die von der Bärgerinitiative ausgegebene Devise der
prinzipiellen und nicht øktischen Gewaltfreiheit strikt gehalten. Dieser
Haupteindruck wird nicht dadurch korrigiert, daß es an anderen Orten im
Deoonstrationsraum zu Schermützeln zwischen Polizeibeamten/-beamtinnen
und Teilnehmenden der Demonstration, etwa bei Quickborn, gekommen ist,
wo Ûbergriffe in Form von Erdklumpen: r¡¡rd Steinwürfen u.!i. auch von
Demonstrierenden ausgingen. Allerdings hielte¡l sich auch dort die gewalt-
fõrmigen Auseinandersetantrgen in Grenzen. Vor allem: Die Polizeien wur-
den z.T. so eingesetzt, daß sie Aggressionen unnõtig erzeugten bzw, ih¡er-
seits Teilnehmende an Demonstrationen vedetzten. Die Einkesselung einer
Gruppe von Demonstrierenden im Wald von Quickborn ist dañr ein beredtes
Beispiel.

Ein Sonderproblem ist a¡sätzlich zu nennen, soweit es einen Teil der Demon-
strierenden angeht, das Problem der SachbeschÃdig¡¡ngen. Immer erneut
wurde versucht, eine Route durch demonstrative Wühlarbeit so a¡ zerstöre4,
daß sie nicht rnehr befahren werden konnte. Abgesehen davon, daß audere
Strecken arr Verftgung standen, kommt in dieser Zerstörung - keiner Ge-
walt, die kann nur gegen Personen geübt werden, wohl aber Sachbesihðdi-
g"¡g - die Absicht mancher Demonstrationsteilnehmer zum Ausdruck, nicht
Dur gegen den CASTOR-Transport zu demonstrieren, nicht nur dessen poli-
zeilich-politische Kosten hochzutreiben, um zuk"unftige Transporte möglichst

von vomherein absagen ar lassen, sondern auch eine spezifische for¡nell
rechtliche Handlung Dit Hilfe von sachlichen Zerstõrungen a¡ verhindern.
lnsofern überschreilen diese Demonstrationsteilnehmer die weiten Grenzen
des Demonstrationsrechs. Dieses nicht strafrechtlich zu almdende Über-
schreiteo karn jedoch nicht dazu herhalte¡r, seinerseits an legitimieren, daß
des âktuelle Recht der Demonstration, rund um Gorleben allgemeinverfügend
vorab eingeschränkt werden därfe - von der weitgehenden polizeilichen Dul-
dung sus Opportunitätsgränden zu schweígen.

Chance als Bürgerpolizei versäumt

Polizeibeamtinnen und -beamte begannen kurz oach der Geisterstunde am
f[inften l*lãrz 1997 damit, den Transportweg des verladenen CASTOR von
sitzendJiegenden Demonstrationsteilnehmerinnen und -teilsehmern freia¡tra-
gen und NachCrãngende durôh eine dicht a¡fschließende Polizeikette ¡m
(Wieder-)H.insitzen ø¿ hindern. Diese tragschwere Arbeit schritt rrãhlich, je-
doch allmählich voran. Ungeduld über den langsamen Fortschritt und mögli-
cherweise auch a¡dere Erwågungen brachten die polizeiliche Einsatdeitung
d¡a¡, in den Morgenstunden ihre Wasserwerfer eina¡setzen. Zunächst frei-
licb noch so, daß die durchnãßten Demonstranten nicbt durch Druck wegge-
spült, sondem nach wie vor weggetr¿gen werden mußten. Schon dieser Was-
serwerfereinsatz war sclbst polizeitaktisch gesehen unnötig. Noch unnötiger
und wider alle polizeilichen Pflichten des Grundrechls- und vor allem des

Bärgerschutzes wáren die physischen Gewaløkte bis hin zu Schlagstockein-
sãtzen. Gegen 10 Uhr rúckten plôtdich mit massivem Wasserwerfer-,
Rempel-, Faustschlag- und Sehlagsúockeins¿tz vor allem Berliner Polizeiein-
heiten vor, so daß nun die gewdtfrei Blockierenden von beiden Richtungen
aus weggeräumt, weggeschubst, weggerlrãngt und weggeschlagen wurden.
Dieses ca. lOstúndige Geschehen ist hier nicht im einzelnen nacha¡zeicb¡en.
Wichtig ist jedoch festzuhalten, daß sich die Polizei - aus welchen 'hõheren'

Erwãgungen auch immer - hier einen Bä¡endienst leistete. Es wãre durchaus -
und insgesamt nicht qualitativ zeitauñvendiger - môglich gewcsen, mit dem
geringst nõtigen Gewaltauñvand die Demonstrierenden wegzutragen. Auch
eine bürgerlich demokratisch orientierte Potizei braucht Zeit.

Gerade in ¡ler Nacht vom vierten auf den ftnften Mär¿ und am Morgen des

ftoften Mãrz fiel auf, wie wenig sich die polizeiliche Einsatzleitung selbst
um das physische Wohl ihrer eigenen Be¿mtinnen und Beamten kümmerte.
Wenn nicht aller Augenschein und rnanches Gespräch, manche zusätdiêhe
Information trügen, dann wunlen die Beamtin¡en und Beamten viel a¡ selten
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ausger'vechselt. Vor allem, sie wurden auch mit Essen und Getrã¡kea viel a¡
wenig versorgt, so d¿ß ifue Müdigkeit und Aggressivität i¡dividuell und

kollektiv unvermeidlich wachsen mußte. Gesprãche mit Polizeibeamten'

Nachfragen bei Eia3atdeiæm u.ö.m. m¡chten auch kl¡r, daß sich nicht we-

nige der Polizisten politisch 'verheizt' fthlten. 7-uibm ergaben diese GesprE-

che, daß die 'lir¡ke Hand ofr nicbt wr¡ßte, was die rechte tet'. Sprich, im Ge-

núrfel der Lãnderpolizeien entstand nicht selten ein Informationschaos bis

hi¡auf a¡ den Einsatdeitungen, ganz abgesehen davoa, daß die 'ei¡fechen'

Polizeibeamten offenkundig z.T. unzureichend informiert worden wareo.

CASTOR-T¡ansporte sind nur noch polizeilich durchsetzbar

Diese Aussage ist als eine Art ResÍimee, als die Quintessenz dieser Demon-
str¿tionen a¡ versteher¡, Sie bedarf nach all dem a¡vor Gesagten und Be-

schriebenen keiner weiæren Begrändung mehr. Die politisch negativen Ef-
fekte, antibürgerlich und unter vielerlei Verletanngen des Demonstratiøs-
rechæ durchgeprügelt, sind ungleicb hõher zu veranschlagen els die, bis a¡
100 Mio. DM hochgerechneten,T berãchtlichen fi¡¡nziellen Ausgabe,n, die

notwendig sind, um Polizei so r¡assenh¡ft einsetzen a¡ können, daß diese ih-
rerseits eine Großdemonstration quantiøtiv überragt uad allprõsent an blok-
kieren vermag. Mit dem Grundrecht auf Demo¡stration b¡t solches politische
Verhalten ebensowenig a¡ tlrtr wie oit der freiheitlich demokratische

Gnrndordnung - so diese Adjektive noch Aussagekraft besitzen.

\ilolf-Dieter Narr lebf Politologie an

der FU Berlin und ist Mitherausgeber von
Bärgerrechte & Polizei/CLIP; Mitglied
des 'Komitee für Gn¡ndrechte und
Demokratie'

7 DerSpiegel v.3.3.97, Frantfu¡ter Rundsch¡u v. 12.3.97
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